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Unbekannte 
Spitzenleute

Bis heute sind den deutschen
Sicherheitsbehörden Hunder-

te einstiger Spitzenagenten der
DDR unbekannt. Dies wurde bei
einer ersten Auswertung der im
Januar in der Berliner Gauck-
Behörde gefundenen „Sira“-Da-
tenbank (SPIEGEL 13/1999) fest-
gestellt, als man die Decknamen
der bisher mit amerikanischer Unter-
stützung enttarnten DDR-Quellen mit
den in Sira verzeichneten verglich. Un-
ter den unentdeckten Spähern der
Hauptverwaltung Aufklärung (HVA)
finden sich auch Dutzende, die Interna
aus der Bundeswehr, der Politik und der
Wirtschaft lieferten. Etliche von ihnen
zählten zu den wertvollsten Informan-
ten der DDR. Daß diese Spitzenquellen
bis heute nicht identifiziert werden
konnten, hat einen einfachen Grund:
Die vom US-Geheimdienst CIA erbeu-
tete Kartei der Stasi-Hauptverwaltung

„Sira“
d e r  s p i e g e l

Solaranlage (in Berlin) 
Aufklärung verzeichnet in der Regel
nur die im Jahr 1988 noch aktiven Quel-
len, nicht aber alle bereits verstorbenen
oder abgeschalteten Agenten. So liegt
bis heute weitgehend im dunkeln, wer
in den sechziger und siebziger Jahren
für die HVA arbeitete. Die Bundesan-
waltschaft kann den neuen Hinweisen
zumeist nicht mehr nachgehen, die Fälle
sind größtenteils verjährt. Allerdings
mühen sich das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz und der Militärische Ab-
schirmdienst zumindest in Einzelfällen
um Aufklärung.
 1 4 / 1

A
. 

F
R

O
E
S

E

E N E R G I E P O L I T I K

Harter 
Sparkurs

Das Förderprogramm für er-
neuerbare Energien, ein

Hauptanliegen grüner Umwelt-
politik, wird zusammengestri-
chen. Ursprünglich sollten vor
allem Solarenergie- und
Biogasanlagen im Jahr 1999 mit
300 Millionen Mark unterstützt
werden. Jetzt haben sich die
Umwelt- und Finanzexperten
von SPD und Grünen darauf
verständigt, regenerative Ener-
gien in diesem und im nächsten
Jahr jeweils nur mit 75 Millio-
nen Mark zu fördern. Mit der
kargen Staatshilfe bleibt die re-
generative Energie für die An-
lagenbetreiber ein Zuschußge-
schäft. Dieses Jahr erhalten sie
zwar die Förderung des Bun-
des, müssen aber die Ökosteuer
in voller Höhe – rund 180 Mil-
lionen Mark – abführen. Im
nächsten Jahr, immerhin, sollen
sie davon befreit werden. Noch
ist der Kompromiß unter Ver-
schluß, die Grünen fürchten
um die Vermittelbarkeit in den
eigenen Reihen.
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